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Jahrgang 1991 Ausgegeben am 24. Jänner 1991 15. Stück

3 5 . Verordnung: Zulassung einer Ausnahme von der Wochenendruhe während der Alpinen
Skiweltmeisterschaft 1991

3 6 . Kundmachung: Aufhebung des § 12 Abs. 1 und einer Wortfolge in § 12 Abs. 2 des Ausländerbeschäfti-
gungsgesetzes durch den Verfassungsgerichtshof

3 7 . Kundmachung: Feststellung der Gesetzwidrigkeit der Wortfolge „der Elektro-, Radio- und
Fernsehtechniker" in Spalte 2 Kontingent K 9 der Anlage zur Verordnung des
Bundesministers für Arbeit und Soziales vom 20. Dezember 1988, BGBl. Nr. 730, über
die Festsetzung von Kontingenten für die Beschäftigung von Ausländern durch den
Verfassungsgerichtshof

35 . Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales, mit der eine Ausnahme
von der Wochenendruhe während der Alpinen

Skiweltmeisterschaft 1991 zugelassen wird

Auf Grund des § 12 Abs. 1 des Arbeitsruhegeset-
zes, BGBl. Nr. 144/1983, wird im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für wirtschaftliche Angele-
genheiten verordnet:

§ 1. (1) Während der Alpinen Skiweltmeister-
schaften 1991 in Saalbach dürfen Arbeitnehmer
während der Wochenendruhe am 26. Jänner 1991,
27. Jänner 1991, 2. Februar 1991 und 3. Februar
1991

1. bei Rennveranstaltungen in Saalbach in einer
Bankfiliale,

2. bei Rennveranstaltungen in Hinterglemm in
einer Bankfiliale und einem mobilen Bank-
schalter

am jeweiligen Veranstaltungsort beschäftigt wer-
den.

(2) Die Beschäftigung von Arbeitnehmern ist nur
zulässig

1. am 26. Jänner 1991 und am 2. Februar 1991
bis 17 Uhr,

2. am 27. Jänner 1991 und am 3. Februar 1991
von 9 Uhr bis 17 Uhr.

(3) Die Beschäftigung von Arbeitnehmern ist nur
zulässig mit

1. dem Abrechnen der Eintrittskarten,
2. der Einzahlung der Eintrittsgebühren auf

Bankkonten,
3. dem Wechseln von Valuten und Devisen und
4. der Ausgabe von Gedenkmedaillen.

§ 2. Die Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer ist
auf das unbedingt notwendige Ausmaß zu beschrän-
ken.

§ 3. Übertretungen dieser Verordnung werden
gemäß § 27 des Arbeitsruhegesetzes, BGBl.
Nr. 144/1983, bestraft.

§ 4. (1) Diese Verordnung tritt mit 26. Jänner
1991 in Kraft.

(2) Diese Verordnung ist auf Sachverhalte nicht
mehr anzuwenden, die sich nach Ablauf des
3. Februar 1991 ereignen.

Hesoun

36. Kundmachung des Bundeskanzlers über
die Aufhebung des § 12 Abs. 1 und einer
Wortfolge in § 12 Abs. 2 des Ausländerbeschäf-
tigungsgesetzes durch den Verfassungsgerichts-

hof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß
§§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungsgerichtshofge-
setzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 12. Oktober 1990, G 146/90-8,
V 211/90-8, dem Bundeskanzler zugestellt am
10. Jänner 1991, §12 Abs. 1 und die Wortfolge
„solange kein Antrag nach Abs. 1 vorliegt und" in
§ 12 Abs. 2 des Ausländerbeschäftigungsgesetzes,
BGBl. Nr. 218/1975, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 231/1988 als verfassungswidrig
aufgehoben.

(2) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Vranitzky

2 20



188 15. Stück — Ausgegeben am 24. Jänner 1991 — Nr. 37

3 7 . Kundmachung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales über die Feststellung der
Gesetzwidrigkeit der Wortfolge „der Elektro-,
Radio- und Fernsehtechniker" in Spalte 2
Kontingent K 9 der Anlage zur Verordnung
des Bundesministers für Arbeit und Soziales
vom 20. Dezember 1988, BGBl. Nr. 730, über
die Festsetzung von Kontingenten für die
Beschäftigung von Ausländern durch den

Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 139 Abs. 5 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes und gemäß § 60 Abs. 2 des Verfassungsge-

richtshofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundge-
macht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 12. Oktober 1990, G 146/90-8, V 211/90-8,
festgestellt, daß die Wortfolge „der Elektro-,
Radio- und Fernsehtechniker" in Spalte 2 Kontin-
gent K 9 der Anlage zur Verordnung des
Bundesministers für Arbeit und Soziales vom
20. Dezember 1988, BGBl. Nr. 730, über die
Festsetzung von Kontingenten für die Beschäfti-
gung von Ausländern gesetzwidrig war.

Geppert


